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A. Bericht des Abgeordneten Bals: 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 165. Sit- 
zung am 24. Oktober 1956 dem Ausschuß für So- 
zialpolitik neben dem obenbezeichneten Antrag 
die Anträge der Fraktion der FDP betr. Gutachten 
zur Rentenreform — Drucksache 2791 — und der 
Fraktion der SPD betr. Unterlagen zur Renten- 
reform — Drucksache 2804 — zur Behandlung 
überwiesen. Bei der Beratung im Ausschuß bestand 
die Fraktion der FDP auf ihrer Forderung. Der 
Antrag der Fraktion der SPD wurde von den 
Regierungsparteien als zu ungenau bezeichnet. Es 


konnte eine Einigung im Ausschuß dahingehend 
erzielt werden, daß die Bundesregierung aufgefor- 
dert wurde, die in der Anlage ersichtlichen Unter- 
lagen den Ausschußmitgliedern zugänglich zu 
machen. Daraufhin war eine Behandlung des An- 
trages der Fraktion der SPD nicht mehr notwendig. 

Bonn, den 12. November 1956 

Bals 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag — Drucksache 2802 — unverändert 
anzunehmen, 

2. a) den Antrag der Fraktion der FDP betr. Gut- 

achten zur Rentenreform - Drucksache 2791 -, 

b) den Antrag der Fraktion der SPD betr. Unter- 
lagen zur Rentenreform - Drucksache 2804 - 

durch die Beschlußfassung zu 1. für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 12. November 1956 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Richter Bals 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Zu den versicherungstechnischen und volkswirt- 
schaftlichen Unterlagen über die Rentenreform ge- 
hören neben dem Memorandum der Bank deut- 
scher Länder vom Februar und der Denkschrift 
vom September 1956 zur Rentenreform sowie dem 
Gutachten des Versicherungsmathematikers Dr. 
Heubeck und der Stellungnahme des Bundesmini- 
sters für Arbeit hierzu: 

1. Gegliederte Zahlenangaben über die Entwick- 
lung der Einnahmen und Ausgaben sowie des 
Vermögens der Rentenversicherungen der Arbei- 
ter, der Angestellten, der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung für die Jahre 1953, 1954 und 
1955; ferner die Voranschläge der Rentenver- 
sicherungen für das Jahr 1956; 

2. Unterlagen des Statistischen Bundesamtes über 
die Entwicklung der Durchschnittsverdienste der 
Arbeitnehmer; 

3. Berechnungsunterlagen für Teil C (Finanzieller 
Teil) der Begründung zum Regierungsentwurf, 
und zwar 

a) Berechnungsunterlagen über die Zahl der 
Renten, die den Aufwandsberechnungen zu- 
grunde liegen, 

b) Berechnungsunterlagen über die Entwicklung 
der Durchschnittsbeträge der Renten für 1956, 
1957 sowie die Zeiträume, für die laut Be- 
gründung eine Vorausberechnung durchge- 
führt wurde, 


c) Berechnungsunterlagen über die Zahl der 
Versicherten, Gestaltung der Beitragseinnah- 
men und der Bundesmittel; 

4. Testberechnungen der Träger der Rentenver- 
sicherungen über die Auswirkungen der Umstel- 
lungstabellen zum Regierungsentwurf. Das Mate- 
rial muß auch Angaben darüber enthalten, nach 
welchen Gesichtspunkten die Auswahl der um- 
gerechneten Renten erfolgte, z. B. Alter, Ge- 
schlecht, Beruf, Versicherungsdauer; 

5. Unterlagen zur Rentenreform, die dem Beirat 
zur Neuordnung der sozialen Leistungen vom 
Bundesarbeitsministerium zur Verfügung gestellt 
wurden; 

6. Berechnungen über Auswirkungen der Renten- 
reform auf andere Titel des Bundeshaushalts, 
z. B. Kriegsopferversorgung, Arbeitslosenhilfe, 
Kriegsfolgenhilfe; Berechnungen über Auswir- 
kungen auf die Ausgaben der Fürsorge und nach 
dem Lastenausgleichsgesetz; Berechnungen über 
Erhöhung der Steuereinnahmen durch den er- 
höhten Rentenaufwand einschließlich Umsatz- 
steuer, Verbrauchsteuer und Bundesanteil an der 
Einkomm en stei ipr- 

7. Berechnungen des voraussichtlichen Aufwandes 
bei einer entsprechenden Neuregelung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 
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